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Einführung


Über uns – der SVP Verlag stellt sich vor!


Wir sind der Begleiter für ein erfolgreiches Studium an den Hoch- und Fachhochschulen für die öffentliche Verwaltung! Unser Konzept für beste Klausurergebnisse in den juristischen und wirtschaftswissenschaftlichen Fächern besteht aus der Kombination aus theoretischem Wissen und der Anwendung in Klausuren.


Alle Inhalte beruhen auf den Modulbeschreibungen der jeweiligen Studiengänge und sind nach umfassender Auswertung bisheriger Prüfungen entstanden.


Mit unseren Kurzlehrbüchern haben Sie die Möglichkeit, sich das notwendige Klausurwissen in kompakter Form anzueignen. Wir haben uns auf das Notwendigste beschränkt, weil wir wissen, dass Sie ihre Zeit für viele verschiedene Fächer einteilen müssen. Unser Schwerpunkt liegt auf verständlichen Erklärungen, Prüfungsschemata und Definitionen, die Sie in der Klausur nutzen können.


In jedem Kurzlehrbuch finden Sie im Anschluss an den theoretischen Teil Klausuren mit vollständig ausformulierten Lösungen. Zusätzlich haben wir nach Möglichkeit die notwendigen Vorüberlegungen und die Lösungsskizze formuliert, damit Sie nicht nur das fertige Ergebnis sehen, sondern auch die Entwicklung der Lösung nachvollziehen können.




Über dieses Skript


Das Kurzlehrbuch bietet für die Ausbildung an den Hoch- und Fachhochschulen einen übersichtlichen Einstieg in die Rechtsgrundlagen des Sozialrechts. Dabei werden die leistungsrechtlichen Themen des SGB II - Grundsicherung für Arbeitsuchende - und SGB XII - Sozialhilfe - entsprechend der Schwerpunktsetzung in der Ausbildung vertieft behandelt. Verständliche Definitionen, anschauliche Übersichten und nicht zuletzt eine Vielzahl von Berechnungsbeispielen helfen, die Prüfungsabläufe zu verstehen und selbst umsetzen zu können. Anhand ausformulierter Klausurfälle können Sie ihr Wissen direkt testen und die genutzten Formulierungen verinnerlichen!




1. Teil: Der Begriff und die Rechtsgrundlagen des Sozialrechts


I. Einführung


Der materielle Begriff des Sozialrechts ist nicht exakt zu fassen und damit nur schwer zu handhaben. Danach umfasst das Sozialrecht die Gesamtheit aller Normen, die dazu dienen sollen, soziale Gerechtigkeit und soziale Sicherheit durch Sozialleistungen zu gewährleisten.


Nach dem formellen Begriff des Sozialrechts gehören zum Sozialrecht alle Rechtsgebiete, die in das Sozialgesetzbuch aufgenommen wurden. Das Sozialgesetzbuch (im Folgenden: SGB) wurde im Jahr 1976 mit dem Ersten Buch begonnen; es umfasst derzeit zwölf Bücher:


Erstes Buch: Allgemeiner Teil (SGB I)


Zweites Buch: Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB III)


Drittes Buch: Arbeitsförderung (SGB III)


Viertes Buch: Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung (SGB IV)


Fünftes Buch: Gesetzliche Krankenversicherung (SGB V)


Sechstes Buch: Gesetzliche Rechtenversicherung (SGB VI)


Siebtes Buch: Gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII)


Achtes Buch: Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII)


Neuntes Buch: Rehabilitation und Teilhabe (SGB IX)


Zehntes Buch: Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X)


Elftes Buch: Soziale Pflegeversicherung (SGB XI)


Zwölftes Buch: Sozialhilfe (SGB XII)


Daneben gelten nach § 68 SGB I weitere Gesetze als sog. besondere Teile des SGB, insbesondere das Bundesausbildungsförderungsgesetz, das Bundesversorgungsgesetz, das Wohngeldgesetz und das Bundeskindergeldgesetz.


Aus dem SGB gelten das SGB I - Allgemeiner Teil - und das SGB X - Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz - für alle Bereiche des Sozialrechts. Das SGB IV gilt nach § 1 Abs. 1 SGB IV nur für die Bereiche der Sozialversicherung historisch der Kern des Sozialrechts -, also für das Recht der gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Renten- und Unfallversicherung sowie zum Teil auch für das Arbeitsförderungsrecht (Arbeitslosengeld).


Alle Vorschriften des SGB sowie der besonderen Teile des SGB nebst aller sog. untergesetzlichen Regelungen (Verordnungen, Satzungen, etc.) bilden die Rechtsgrundlagen des Sozialrechtes; daneben gelten die Bestimmungen des Grundgesetzes (GG).


II. Das Sozialstaatsprinzip


Bis ins 19. Jahrhundert wurde soziale Fürsorge als Aufgabe nichtstaatlicher Akteure verstanden (Kirchen, private Armenspeisungen). Die ab den 1880er Jahren maßgeblich durch Otto von Bismarck vorangetriebenen Reformen schufen dann das in Deutschland bis heute existierende System staatlicher Sozialversicherungen, in denen soziale Leistungen nicht als Almosen, sondern als Erfüllung von Rechtsansprüchen verstanden werden.


Heute enthalten Art. 20 Abs. 1 und 28 Abs. 1 S. 1 GG das Sozialstaatsprinzip als Wertscheidung und Strukturprinzip. Dabei verpflichtet das Sozialstaatsprinzip das Parlament, fortwährend im Wege der Gesetzgebung auf sozialen Ausgleich hinzuwirken und für soziale Sicherheit zu sorgen. Aus dem Sozialstaatsprinzip allein sowie aus ihrer Verbindung mit einzelnen Grundrechten lassen sich grundsätzlich keine Ansprüche auf die Gewährung individueller sozialer Leistungen ableiten. Aber es gibt ein Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums. Es ergibt sich aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG. Art. 1 Abs. 1 GG und begründet diesen Anspruch als Menschenrecht.


Das Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG erteilt dem Gesetzgeber den Auftrag, ein menschenwürdiges Existenzminimum zu sichern. Dabei kommt ihm ein Gestaltungsspielraum bei den Wertungen zu, die mit der Bestimmung der Höhe dessen verbunden sind, was die physische und soziale Existenz eines Menschen sichert. Dieses Grundrecht muss durch einen gesetzlich konkret beschriebenen Leistungsanspruch eingelöst werden und bedarf der stetigen Aktualisierung durch den Gesetzgeber, der die zu erbringenden Leistungen an dem jeweiligen Entwicklungsstand des Gemeinwesens und den bestehenden Lebensbedingungen im


Hinblick auf die konkreten Bedarfe der Betroffenen auszurichten hat1 – etwa im Hinblick auf die Inflation, aber auch gesellschaftliche Veränderungen. Beispielsweise prägten Kommunikationsmöglichkeiten und soziale Medien die Gesellschaft in den 80er Jahren des letzten Jahrhunderts bei weitem nicht so wie heute.


[image: ] Definition des Sozialstaatsprinzips: Verpflichtung des Gesetzgebers, auf sozialen Ausgleich hinzuwirken und für soziale Sicherheit zu sorgen. Kein direkter Rechtsanspruch, aber Grundlage des Grundrechts auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit Art. 20 Abs. 1 GG.


III. Übersicht der Sozialleistungen des Sozialgesetzbuches


Die Sozialleistungen des SGB stehen in einem systematischen Zusammenhang. § 11 SGB I unterscheidet zunächst Dienst-, Sach- und Geldleistungen. §§ 18-29 SGB I konkretisieren dies für die einzelnen Sozialleistungsbereiche. Für die hier besonders interessierenden Leistungen des SGB II und SGB XII gilt nach § 19a und § 28 SGB I folgendes:


„§ 19a Leistungen der Grundsicherung für Arbeitssuchende


(1) Nach dem Recht der Grundsicherung für Arbeitsuchende können in Anspruch genommen werden


1. Leistungen zur Eingliederung in Arbeit,


2. Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts.“


„§ 28 Leistungen der Sozialhilfe


(1) Nach dem Recht der Sozialhilfe können in Anspruch genommen werden:


1. Hilfe zum Lebensunterhalt,


1a. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung,


2. Hilfen zur Gesundheit,


3. [aufgehoben]


4. Hilfe zur Pflege,


5. Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer Schwierigkeiten,


6. Hilfe in anderen Lebenslagen


sowie die jeweils gebotene Beratung und Unterstützung.“


Diese Vorschriften beschreiben die Leistungen; Ansprüche lassen sich hieraus aber nicht ableiten. Die Vorschriften, aus denen sich konkrete Ansprüche auf Leistungen ableiten lassen, finden sich dann in den SGB II/XII, den sog. Leistungsgesetzen.


IV. Bedeutung der Leistungen nach dem SGB II und SGB XII


Leistungen nach dem SGB II erhielten Ende 2021 knapp 5,0 Millionen Menschen. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII „Sozialhilfe“) bezogen rund 1,1 Millionen Menschen. Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungennach dem SGB XII „Sozialhilfe“ bezogen knapp 112 000 Menschen. Regelleistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) bekamen knapp 399 000 Menschen. Damit haben rund 6,6 Millionen Menschen in Deutschland zum Jahresende 2021 Leistungen der sozialen Mindestsicherung erhalten.2 Da die Leistungen den gesamten Lebensbedarf abdecken sollen, ist die praktische Auswirkung auf das Leben der betroffenen Personen immens.





1 dazu eingehend BVerfG, Urteil vom 18.07.2012 – 1 BvL 10/10 –, Rn. 62.


2 https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Soziales/Mindestsicherung/_inhalt.html




2. Teil: Existenzsichernde Leistungen, SGB II und SGB XII


I. Abgrenzung der Leistungssysteme des SGB XII (Sozialhilfe) und des SGB II (Bürgergeld)


Zu Beginn einer Prüfung stellt sich die Frage, welche Leistungen nach welchem Gesetz in Betracht kommen. Das Gesetz gibt folgendes vor:


Ist der Hilfesuchende erwerbsfähig, zwischen 15 und 65/67 Jahre alt (ab Jahrgang 1947 stufenweise Anhebung der Altersgrenze bis zur Vollendung des 67. Lebensjahres entsprechend der Anhebung der Regelaltersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung, vgl. § 7a SGB II), hat er seinen gewöhnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik und ist er hilfebedürftig, so ist er leistungsberechtigt, § 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II. Nicht entscheidend ist, ob Leistungen bezogen werden.


Leistungen des Vierten Kapitels des SGB XII (Grundsicherungsleistungen für Personen ab 65 Jahren bzw. ab 18 Jahren bei dauerhafter Erwerbsminderung) gehen dem Bürgergeld nach § 19 Abs. 1 S. 2 SGB II vor, § 5 Abs. 2 S. 2 SGB II. Grundsicherungsleistungen sind den Leistungen nach dem SGB II daher vorrangig3, SGB II-Leistungen aber nicht prinzipiell ausgeschlossen.


Besteht ein Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II, sind nach § 5 Abs. 2 S. 1 SGB II Leistungen nach dem Dritten Kapitel des SGB XII (Hilfe zum Lebensunterhalt) ausgeschlossen. Nach § 21 S. 1 SGB XII erhalten Personen, die nach dem SGB II als Erwerbsfähige oder als Angehörige dem Grunde nach leistungsberechtigt sind, keine Leistungen für den Lebensunterhalt.


II. Grundsicherung für Arbeitsuchende, Bürgergeld, SGB II


(§§ ohne Gesetzesangabe sind nachfolgend solche des SGB II, Gesetzesstand ist der 01.07.2023)


1. Einführung


Ausgehend vom Sozialstaatsprinzip hat sich der Gesetzgeber entschlossen, das Existenzminimum durch die Beschreibung verschiedener sog. Bedarfe und deren Deckung durch Leistungsansprüche zu sichern. Die Bedarfe sind teilweise als Pauschalbeträge unabhängig vom tatsächlichen Verbrauch ausgestaltet (Beispiel: Regelbedarf), teilweise knüpfen sie aber auch an den konkreten Einzelfall an (Beispiel: Bedarfe der Kosten der Unterkunft und Heizung). Die Leistungsansprüche einzelner Berechtigter stellen unabhängig von ihrer Ausgestaltung Individualansprüche dar.


Im gesamten SGB II gilt das sog. Monatsprinzip, vgl. §§ 11 Abs. 2 S. 1, 41 Abs. 1 S. 1. Danach werden die Leistungen für den jeweiligen Kalendermonat erbracht, die Höhe der Bedarfssätze sind Monatsbeträge und das Einkommen ist (grundsätzlich) in jedem Monat, in der Höhe, in der es tatsächlich zufließt, anzurechnen (siehe unten). Ändern sich die Verhältnisse, sind die Auswirkungen für jeden Monat einzeln zu prüfen.


Ein wichtiger Begriff ist die sog. Bedarfsgemeinschaft (BG) nach § 7 Abs. 3 SGB II. Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass sich der Bedarf insgesamt verringert, wenn man zusammen lebt und wirtschaftet, also etwa innerhalb einer Familie. Leistungen werden zwar für die einzelnen Personen einer BG geleistet, aber in einem Gesamtbetrag an die antragsstellende Person ausgezahlt (§ 38 Abs. 1 SGB II). Ausreichend ist, dass lediglich eine einzige erwerbsfähige Person in der BG vorhanden ist; dieser Hauptleistungsberechtigte zieht dann sämtliche mit ihm zusammenlebende Personen in den Leistungsbezug des SGB II hinein, ohne dass diese ihrerseits erwerbsfähig sein müssen. Ist der Hilfesuchende dagegen nicht erwerbsfähig oder ist in einer Bedarfsgemeinschaft keine erwerbsfähige Person vorhanden, so erfolgt die Leistungsgewährung nach dem SGB XII. Daraus ergibt sich für das SGB II folgende Übersicht:


Leistungsberechtigte Personen (im Folgenden: LB) können sein





	

	erwerbsfähige LB, § 7 Abs. 1 S. 1

	nicht erwerbsfähige LB, § 7 Abs. 2 S. 1





	Voraussetzungen

	Personen, die

	Personen die





	

	1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach § 7a noch nicht erreicht haben (§ 7a)


2. erwerbsfähig sind (§ 8 Abs.1, Abs. 2),


3. hilfebedürftig sind (§ 9) und


4. ihren gewöhnlichen Aufenthalt in der BRD haben (§ 30 SGB I) und


5. bei denen kein Leistungsausschluss nach § 7 Abs. 1 S. 2 vorliegt.

	1. nicht erwerbsfähig sind,


2. in einer Bedarfsgemeinschaft (dazu unten) mit einem erwerbsfähigen Leistungsberechtigten leben, und


3. keinen Anspruch nach den 4. Kapitel SGB XII (Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung) haben





	Rechtsfolge

	Leistungsanspruch auf Bürgergeld gem. § 19 Abs. 1 S. 1


	Leistungsanspruch auf Bürgergeld gem. § 19 Abs. 1 S. 2
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